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I
n den alten Zeiten der schulischen
Unfreiheit fuhr der Hausmeister des
Pestalozzi-Gymnasiums (alle Na-
men sind geändert) in Hessen vier-

teljährlich ins großstädtische Schulamt
und holte gegen Quittung die Artikel des
täglichen Schulbedarfs ab: Kreide,
Schwämme, Toilettenpapier sowie – selte-
ner – Formulare, Zeugnisvordrucke und
die Klassenbücher. Dem Fachmann bei
der „Stadt“ oblagen der möglichst günsti-
ge Einkauf der Güter und die Kontrolle
darüber, ob die insgesamt 250 Schulen,
Kindergärten und Horte hinlänglich spar-
sam mit ihnen umgingen. Als Inspektor
war er in der Besoldungsgruppe A 10.

Dann wurde den Schulen vor etwa
zehn Jahren das erste bescheidene Recht
auf ein eigenes Budget zugestanden. Der
Hausmeister wurde die Transportarbeit
los, und ein Mitglied des Kollegiums über-
nahm nach ausgiebiger rechtlicher und or-
ganisatorischer Fortbildung den Einkauf
des Materials. Am „Pestalozzi“ stürzte
sich Studiendirektor Kühne als stellvertre-
tender Schulleiter mit Feuereifer auf die
neue Managementaufgabe. Sie war kom-
plex, denn bloßes Einkaufen beim Liefe-

ranten um die Ecke war verboten. Toilet-
tenpapier oder Kreide wurden ausge-
schrieben, mindestens drei Angebote wa-
ren einzuholen und im Blick auf Qualitäts-
anforderungen und Preiswürdigkeit ver-
gleichend zu prüfen. Die Genugtuung
über die gewonnene Souveränität ließ Fra-
gen nach der Effizienz nicht aufkommen.
In 250 Bildungseinrichtungen waren neu
geschulte Pädagogen, die zumeist mehr
verdienten als der städtische Inspektor,
mit ökonomischer Basisarbeit befasst und
keineswegs bekümmert darüber, dass sie
für ihre Kleinmengen wesentlich höhere
Preise bezahlten als früher die Stadt fürs
Gesamtvolumen.

Nun ist eine Schule ein mittelständi-
sches Unternehmen. Dutzende von Lehr-
kräften arbeiten für eine beachtliche Ge-
haltssumme, vielleicht tausend Schüler
nehmen die unterschiedlichen Leistun-
gen der Schule in Anspruch und verbrau-
chen Wasser und Energie. Grundbesitz
und vor allem die Gebäude sind von ho-
hem Wert, brauchen Reinigung und bauli-
che Unterhaltung, unterliegen der Ab-
schreibung. Wer bislang nur Verbrauchs-
material einkaufen darf, dringt darauf,
dieses komplexe Gebilde Schule dem
Schulträger zu entreißen und daraus eine
selbstbestimmte ökonomische und päd-
agogische Einheit zu schmieden. Freiheit
für die Schule.

Fast alle schulpolitischen Meinungsfüh-
rer sind sich (wenigstens offiziell) einig:
Die Selbständige Schule stärke Autono-
mie, Selbstverantwortung, die Vernet-

zung mit dem örtlichen Umfeld und den
Vereinen. Sie wisse vor Ort besser als die
vorgesetzte Behörde, wie der Unterricht
nebst seinen Inhalten für die ihr anver-
trauten Kinder zu planen und zu gestalten
sei. Mit der eigenständigen Verfügung
über das gesamte Budget für Personal-
und Sachausgaben gewänne sie jene Frei-
heit, die Lehrkräfte und Kinder in der de-
mokratischen Gesellschaft zum Wohl al-
ler Beteiligten nutzen könnten.

Das klingt ebenso verlockend wie plau-
sibel. Aber die pädagogischen und mate-
riellen Kosten dieser Strukturrevolution
werden verkannt oder verschwiegen. Die
Balkanisierung unseres Schulwesens
durch 16 eigensinnige Bundesländer ist
schon jetzt eine Katastrophe für die Kin-
der, deren Eltern umziehen müssen –
etwa von Bremen nach Starnberg. Oft ver-
lieren sie ein Schuljahr und manchmal
überhaupt den Anschluss. Die Selbständi-
ge Schule soll künftig die „Taktung“ des
Unterrichtstages ebenso bestimmen kön-
nen wie etwa die Kumulierung von Lern-
stoff und Lerneinheiten zu Epochen oder
gar die Verlagerung in ein anderes Schul-
jahr. Wenn das einreißt, wird schon der
Umzug im selben Bundesland oder gar in-
nerhalb einer Großstadt zum Abenteuer.
Die Pisa-Differenzen zeigen bisher länder-
typische Unterschiede in der Schulquali-
tät auf; das Heilmittel dagegen ist aber
nicht die Vereinheitlichung der Ansprü-
che (auf höherem Niveau), sondern eine
weitere angeblich bedarfsgerechte Zer-
splitterung des Schulwesens.

Schon jetzt gibt es in allen Schulen offe-
ne und verdeckte Verteilungskämpfe um
öffentlich zugewiesene Sachmittel oder
die Elternspende: Blasinstrumente für die
Big Band gegen Mikroskope in der Biolo-
gie. Wenn die finanzielle Hoheit der Schu-
len künftig auch die Gehälter für Lehrkräf-
te, die Verwaltung und das Reinigungsper-
sonal ebenso umfasst wie die Mittel für
die bauliche Unterhaltung, dann könnte
die neue Französischlehrerin bald gegen
die Erweiterung der Cafeteria konkurrie-
ren oder die Reinigungsfrequenz der Toi-
letten müssten Betreuungsstunden bei der
Hausaufgabenhilfe geopfert werden. Da
die Mittel begrenzt bleiben werden, wird
solches Rivalisieren die Kollegien zerrei-
ßen und schwere Konflikte mit den mitwir-
kungsberechtigten Eltern heraufbeschwö-
ren.

Der Staat hat die Schule zur gesetzli-
chen Pflicht gemacht, und er hat darum
auch die Verpflichtung, an allen seinen
Schulen für die gleichmäßige Erfüllung
zentraler Grundansprüche zu sorgen. Die-
se drücken sich aus in der Zeit für die päd-
agogische Zuwendung zum Kind, in der
Qualität des pädagogischen Handelns
und in den materiellen Ressourcen des
Unterrichts und Schullebens. Wenn der
Staat und die Kommunen sich aus der
Steuerung der Schulen zurückziehen,
wird all das den Managementqualitäten
und den sozialen Prozessen jeder einzel-
nen Schule ausgeliefert. Das kann nicht
durchweg gutgehen und wird zu einer
deutlichen Qualitäts- und Imagedifferenz

der Schulen führen, die dem überall glei-
chen Anspruch der Kinder auf qualitätvol-
le Schulen nicht mehr gerecht wird. Die
Verteilungskämpfe um „gute“ Schulplät-
ze, die jetzt schon in Berlin oder Frank-
furt am Main jährlich Schlagzeilen ma-
chen, sollten schrecken.

Wenn die Schule autonom die Auswahl
ihres pädagogischen Personals trifft, stel-
len sich ganz neue Fragen: Schon seit je-
her haben Parteien und Lehrerverbände
ihren Einfluss in oft skandalöser Weise
bei der Auswahl des schulischen Führungs-
personals sowie der Personen der Schul-
aufsicht genutzt. Die Lehrkräfte indessen
werden bislang von der Schulbehörde ein-
gestellt und den Schulen zugewiesen.
Wenn künftig im überschaubaren Biotop
der einzelnen Schule Verbandsinteressen
und persönliche Beziehungen im Netz-
werk von Schulleitung, Personalrat und
Kollegium über Berufschancen befinden,
dürfte es noch schwerer werden, Nepotis-
mus als Ausfluss von persönlichen Vorlie-
ben und dienstlicher Abhängigkeit zu ver-
meiden. Die Selbständige Schule wird an
ihrer eigenen Verwaltung ersticken. Alle
Welt klagt schon jetzt über die zunehmen-
de Verrechtlichung und Bürokratisierung
des Schulwesens. Als ich Abitur machte,
hatte meine Schule bei etwa 900 Schülern
einen Oberstudiendirektor als Leiter, kei-
nen Studiendirektor, einen Verwaltungs-
oberstudienrat fürs Organisatorische und
eine Sekretärin, die eine mechanische
Schreibmaschine traktierte und um 14
Uhr Feierabend hatte. In großen Kartei-
kästen sammelte sie alle „Daten“.

Heute beschäftigt die Schule bei glei-
cher Größe einen Oberstudiendirektor,
fünf Studiendirektoren (sie bilden zusam-
men das „Leitungsteam“) , drei Dutzend
Oberstudienräte mit vielfältigen Teilauf-
gaben der Organisation und zwei Vollzeit-
sekretärinnen. Acht Verwaltungscompu-
ter sammeln und verarbeiten die Daten,
zu deren Vervielfältigung zwei Hochleis-
tungskopierer dienen. Die gesamte Mann-
schaft ist von morgens 7 Uhr an am Werk,
um die eigentliche Aufgabe der Schule,
den Unterricht, mit den Mitteln neuzeitli-
chen Managements ins Laufen zu brin-
gen. „Selbstreferentiellen Leerlauf“ nen-
nen kritische Fachleute diese Verdutzend-
fachung von Verwaltung in wenigen Jahr-
zehnten, und niemand ist so verwegen zu
behaupten, dass Geist und Seele der Schü-
ler wirklich davon profitierten.

Die Selbständige Schule fügt diesem
Moloch, der an allen Schulen sein Wesen
treibt, vielfältige Facetten des Wirtschafts-
lebens hinzu: BWL-Kurse, „Personal-Re-
cruitment-Skills“, „Benchmark-Utilities“,
Evaluationsmanagement in Kombination
mit Controlling und Feedback-Systemen.
Die Schulleiter jubeln – jetzt werden sie
wichtig! Und ihre hessischen Vertreter
fordern schon mal die Einstellung einer
zusätzlichen Verwaltungskraft für je hun-
dert Schüler. Das bedeutet für meine
„alte“ Schule: Neun zusätzliche Angestell-
te! Das pädagogische Absurdistan.
Der Autor unterrichtete im Gymnasium und leitete
ein Studienseminar zur Lehrerausbildung in Hes-
sen.

Das hessische Kultusministerium
bietet in einer Führungsakademie
ein Coaching für Schulleiter von
Selbständigen Schulen an, die in
diesem Jahr ihre Aufgabe überneh-
men. Hier ein Auszug:

„Das Coaching-Programm dient
dazu, den Rollenwechsel von der
Lehrkraft zur schulischen Füh-
rungskraft zu bewältigen. Dabei
sind die Inhalte stark auf die indi-
viduelle Situation und Bedarfslage
im Zusammenhang mit der Über-
nahme der Führungsaufgabe aus-
gelegt“, so die Ministerin. „Im
Zentrum steht die Qualitätssiche-
rung der schulischen Arbeit. Die
Schulleiterin beziehungsweise der
Schulleiter muss grundlegende
Führungs- und Managementaufga-
ben genauso wahrnehmen wie Re-
präsentationsaufgaben oder auch
die Bewältigung von Konflikten.
Das Führungswechsel-Coaching
soll die persönliche Entwicklung
als Führungskraft durch eine pro-
fessionelle Beratung unterstützen
sowie die Handlungsfähigkeit stär-
ken. Dafür steht eine Auswahl an
Coachs zur Verfügung, die sich
durch eine fundierte Coachingaus-
bildung und ein umfassendes Bera-
tungskonzept auszeichnen. Die
Mittel für das Führungswechsel-
Coaching werden aus dem Ge-
samtetat des hessischen Kultusmi-
nisteriums für die Führungsakade-
mie zur Verfügung gestellt. In den
vergangenen drei Haushaltsjahren
wurden dafür rund 100 000 Euro
pro Jahr investiert. Rund 300
Schulleiterinnen und Schulleiter
haben bislang von dem Angebot
profitiert.“  F.A.Z.

Ruck-Rede und Pisa-Schock: Nie war öf-
fentlich so viel von Bildung und Bildungs-
system die Rede wie „nach Pisa“ – und nie
ist so schnell so viel reformiert worden
wie nach dem Schock. Ein gewaltiger In-
novationsschub für Deutschland! Schon
die radikal ehrliche Bestandsaufnahme
hat mit alten Selbsttäuschungen aufge-
räumt und nunmehr den Zustand des
deutschen Bildungssystems erstmalig em-
pirisch und damit nachprüfbar beschrie-
ben. Das hatte es noch nie gegeben. Der
Befund: „Das bildungspolitische OECD-
Länderexamen, das in drei Etappen . . .
stattfand, ist für die Bundesrepublik alles
andere als gut ausgefallen.“ Mit diesen
Worten wird die erste internationale
OECD-Bildungsstudie von der zuständi-
gen Staatssekretärin eingeleitet – aller-
dings schon im Mai 1973: Der Titel „Bil-
dungswesen: mangelhaft. BRD-Bildungs-
politik im OECD-Länderexamen“, Dies-
terweg, Frankfurt am Main 1973.

„Pisa“ vor 40 Jahren? Genau das ist das
OECD-Länderexamen – das deutsche Bil-
dungswesen wurde examiniert. So kön-
nen wir damals und heute vergleichen.
Und das Ergebnis aus dem Jahre 1973 ist
nun wirklich ein Schock: Das deutsche Bil-
dungssystem sei ineffektiv, ungerecht und
unzeitgemäß. Die Empfehlungen: Das
Schulsystem soll „einheitlich“ sein, alle
Unterschiede sollen „innerhalb der Schu-
len berücksichtigt und nicht durch Aus-
wahl der Kinder für verschiedene Schul-

typen“ verstärkt werden (länger gemein-
sam lernen); Schule soll so umgebaut wer-
den, dass sie die „Entfaltung der Fähigkei-
ten“ (Kompetenzen) anstrebt: „Der Vor-
rang spezifischer Lerninhalte wird zurück-
gedrängt.“ Kommen einem Befund wie
Ratschläge nicht irgendwie bekannt vor?

Schule soll neu gedacht werden, sie soll
der Förderung der „Fähigkeit und des Ver-
langens“ „lebenslangen Lernens“ dienen.
Dazu, die „vielfältigen Möglichkeiten des
beruflichen Fortkommens . . . als Angehö-
rige eines modernen Staates“ bewusst ma-
chen, „das wirtschaftliche Wachstum“ er-
halten: „Bildungsziel ist es nicht, den
Kopf eines jungen Menschen mit fertigen
Meinungen und Fakten vollzustopfen,
sondern ihm zu helfen, seine Fähigkeit
zum selbständigen Denken zu entwi-
ckeln.“ Die Geburtsstunde der Kompe-
tenzlehrpläne – vor 40 Jahren.

Neben den beiden „großen Zielen“
Adressatengemäßheit und „formale Bil-
dung“ wird als drittes großes Ziel die
„Chancengleichheit“ ausgegeben – (die
damalige Chiffre für Bildungsgerechtig-
keit). Man möge im Schulsystem künftig
verhindern, dass „die Zukunft junger Leu-
te größtenteils vom sozialen Status ihrer
Eltern abhängt“. Man möchte „Durchläs-
sigkeit“, Förderung durch „Ganztagsschu-
len“, „so dass Kinder, die in ungünstigen
häuslichen Verhältnissen leben, in ihren
Bildungschancen nicht mehr ganz so sehr
benachteiligt werden, wie das gegenwär-

tig der Fall ist“. Es sind die gleichen Sätze
wie sie 40 Jahre später geschrieben wer-
den: „Unter diesen drei Gesichtspunkten
muss das bis heute im Bildungssystem der
BRD tatsächlich Erreichte leider als rück-
ständig bezeichnet werden.“ Gerade im
Hinblick auf Chancengleichheit habe „die
BRD eine wesentlich schlechtere Leis-
tung aufzuweisen als viele vergleichbare
Staaten, und gerade auf die Beseitigung
dieser besonderen Unzulänglichkeiten
richten sich viele Bemühungen.“

Und wie soll das alles verbessert wer-
den? Durch „Wettbewerb zwischen den
Ländern“ zum Beispiel. Man plane zu-
dem, ein „nationales Curriculum-Insti-
tut“ zu gründen. Man möchte „ziemlich
gut definierte . . . Ziele“ (oft in den Begrif-
fen des wirtschaftlichen Wachstums) an-
bieten, weil die Schulen „eine Schlüssel-
rolle“ dabei spielen, die „Anpassungs-
bereitschaft an Veränderungen innerhalb
der Arbeitnehmer“ auszubilden. Für die
Hochschulen empfiehlt man die „Erhö-
hung der Zahl der Studienplätze“, „klare
Festlegung der Studienpläne und der Stu-
diendauer“, „Einführung eines ersten aka-
demischen Grades, der jeder Hochschul-
ausbildung und jedem Staatsexamen ent-
spricht“.

Fast alles, was heute „nach Pisa“ disku-
tiert wird, steht bereits in dieser kleinen
Studie aus dem Jahre 1973, alle Vorschlä-
ge, die heute als innovativ angeboten wer-
den, finden sich – zuweilen im gleichen

Wortlaut – schon dort. 40 Jahre nach den
empirischen Erhebungen gilt offensicht-
lich genau das, was 1973 schon galt. Kön-
nen die Reformvorschläge der „neuen“
Reformen nach Pisa noch für unsere Ge-
genwart passen, wenn man sie schon
1973 als genau passend für die damalige
Zeit beschrieb? Und warum haben die
Politiker denn nicht damals reagiert? Wa-
ren sie inkompetent?

Die Texte der alten und der neuen
OECD-Studien sind austauschbar – und
zwar nicht nur die Rezepte –, sondern
auch die Analysen. In 30, in 40 Jahren hat
sich laut OECD-Studien nichts verändert.
Immer noch ist das bundesrepublikani-
sche Bildungswesen „mangelhaft“, im-
mer noch werden Begabungsreserven
nicht gefördert, immer noch produziert
das Bildungswesen (und nicht etwa die
Gesellschaft) Ungleichheit. Jeder, der
1973, zum Zeitpunkt der ersten Studie,
eine Schule besucht hat und der heute
Schulen kennt, weiß, dass da etwas nicht
stimmen kann. Wie kann es sein, dass
feinsinnige empirische Studien das Offen-
sichtliche nicht wahrnehmen?

Haben die OECD-Studien seit 1973
sich die Welt zurechtkonstruiert? Und
stimmen die Analysen? Sind sie Anlass
zur Sorge? Wieso kann bei einem Bil-
dungssystem, dem die OECD attestiert,
es sei „mangelhaft“, Deutschland seit 40
Jahren Exportweltmeister sein, europa-
weit eine vergleichsweise geringe Arbeits-

losigkeit haben und nunmehr zu den weni-
gen währungsstabilen Staaten gehören?
Weniger zynisch betrachtet: Könnte die
Stereotypie des Befunds daran liegen,
dass die Daten so arrangiert sind, dass
sich der gewünschte Befund ergibt: „Man-
gelhaft“?

Nur: Wer wünscht sich den Befund?
Oder waltet bei der OECD seit 40 Jahren
ein unbeirrbarer Dogmatismus, der gar
nicht die Wirklichkeit wahrnimmt, son-
dern schon vor allen Messungen weiß,
was er wahrnehmen will und empfehlen
wird? Sitzen bei der OECD Erziehungs-
wissenschaftler, die 40 Jahre lang die glei-
chen Vorschläge machen – zur Beseiti-
gung von Missständen, die es vermutlich
außerhalb der Statistiken gar nicht gibt?
Konstruieren sich die OECD-Statistiker
ihre Wirklichkeit zurecht – um dann 40
Jahre lang ein immer gleiches Erlösungs-
programm stereotyp als Hilfe anzubieten:
„Einheitsschule, Ganztag, Inklusion,
Kompetenz-Lehrpläne, Wettbewerb, Stan-
dards, Zentralisierung“?

Vielleicht muss man nicht Nietzsche
und den Konstruktivismus bemühen, um
dieses Rätsel zu lösen, sondern die Logik
empirischer Forschung: Die OECD misst
womöglich mit dem falschen Instrument.
Machen wir es uns so klar: Wenn man ein
Fieberthermometer ins Badewasser hält,
in ein Roastbeef steckt oder einem Patien-
ten in den Mund einführt: es wird immer
irgendeine Temperatur anzeigen. Über
die Qualität und die Eigenheit des Gemes-

senen (Badewasser, Roastbeef, Patient)
sagt die Temperatur allerdings nichts aus.
So lässt sich der Befund erklären: Die
OECD misst irgendetwas – etwas, was
sich in Deutschland offensichtlich nicht
verändert, auch wenn sich alles verän-
dert. Nur erfährt man nichts über das,
was die OECD angeblich messen will: die
Qualität des deutschen Bildungssystems.

Warum die Ratschläge, welche die
OECD dann doch gibt, obwohl sie diese
nicht geben will (und kann), immer die
gleichen sind? So sind Ideologen. Wie in
dem Witz von dem Prüfling, der sich auf
den „Wurm“ als Prüfungsthema vorberei-
tet hat – und nun jede noch so neue Frage
so zurechtbiegt, dass sie mit den Sätzen
beantwortet werden kann: „Beim Wurm
ist es folgendermaßen: ,Einheitsschule,
Ganztag, Inklusion, Kompetenz-Lehrplä-
ne, Wettbewerb, Standards, Zentralisie-
rung‘“ – seit 40 Jahren nichts Neues. Und
das, obwohl es täglich in den Schulen
wirklich neue Probleme gibt.

Warum haben 30 Jahre lang Bildungs-
politiker nicht auf die OECD-„Diagno-
sen“ und Ratschläge reagiert? Vielleicht,
weil sie es damals besser wussten? Oder
weil man damals jeden Tag an der DDR
sehen konnte, wohin ein standardisiertes,
einheitliches, zentral gelenktes, rein öko-
nomisch ausgerichtetes Bildungssystem
führt?
Der Autor ist Erziehungswissenschaftler und lehrt
Historische und Systematische Erziehungswissen-
schaft an der Universität Bonn.

Die Selbständige Schule – ein Albtraum
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Der Verwaltungsauf-
wand hat sich verviel-
facht, das Management
wird zu des Schulleiters
vornehmlicher
Aufgabe, nur die
Qualität des Unter-
richts steigt nicht.
Von Klaus Ruß

Lehrer einer hessischen Berufsschule renovieren ihr Lehrerzimmer: Ist das auch eine Frucht größerer schulischer Selbständigkeit?  Foto Wolfgang Eilmes


